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0. VORBEMERKUNGEN

Die Unterlagen zur Abänderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes bzw.
Flächenwidmungsplanes der Stadtgemeinde Traismauer sind vom c3.o7.2023 bis
zum L4.o8.2o23 im Bauamt während der Amtsstunden öffentlich aufgelegt
gewesen.
Während dieser Auflagefrist sind zwei Stellungnahmen abgegeben worden. Eine
strategische Umweltprüfung wurde z! keinem der Anderungspunkte
durchgeführt.

Unter Punkt r werden Empfehlungen an den Gemeinderat abgegeben, wie die
eingelangten Stellungnahmen aufgrund der rechtlichen und fachlichen
Vorschriften des Nö-Raumordnungsgesetzes zu behandeln sind. Dabei werden die
einzelnen Stellungnahmen kommentiert und die Empfehlung der
Berücksichtigung bzw. Nichtberücksichtigung des jeweiligen Anderungswunsches
entsprechend begründet.

Unter Punkt z werden Empfehlungen zur Beschlussfassung abgegeben.

1. DIE STELLUNGNAHMEN IM EINZELNEN

StR Veronika Haas. vom rr.oB.zozq
Die Stellungnahme befasst sich mit dem Anderungspunkt 1 (,,Erweiterung
Mitterndorf").
Zur Darstellung der geplanten Objekte: Im Rahmen der öffentlichen Auflage
eines Flächenwidmungsplanes ist eine derartige Darstellung nicht verpflichtend
vorgesehen. Außerdem kann die Flächenwidmungsplanung eine solche ja auch
nicht vorgeben. Anhand der Darstellung im Bebauungsplan, der parallel dazu
auflag, kann man allerdings schon die Anordnung erahnen.
Die Erwähnung von loo Wohneinheiten konnte der Verfasser dieser
Beschlussempfehlung im Text des Planungsberichtes dieser FWP-Anderung nicht
finden. Vielmehr war von ca. 1oo Einwohnern die Rede.

Die Errichtung von drei Umkehrplätzen war bewusst gewählt, weil damit dieses
neue Erweiterungsgebiet den Zielen der e5-Gemeinde Traismauer folgen soll, v.a.
dem Bevorzugen des nicht-motorisierten Verkehrs. Entwickelt man ein
netzartiges statt ein artartiges Straßensystem, werden i.d.R. die Straßen v.a. vom
Durchzugsverkehr geprägt.
Die Straßenbreite soll auch dazu fungieren, die Baumgestaltung im
Straßenraum zu fördern. Eine einschlägige Bestimmung war bei Auflage schon
im Bebauungsplan vorgesehen. Die Detailplanung der Anordnung dieser Bäume
kann allerdings ein Flächenwidmungsplan nicht vorgeben.
Die Streichung des Verbindungsweges, der in der Natur bis dato noch nicht
ausgebildet ist, wird auf die Erreichbarkeit nur marginale Auswirkungen haben,
weil der Salzweg ohnehin die Erschließungsfunktion auf der Relation
Neubaugebiet und Stadtkern übernehmen kann.
Die Gemeinde plant in der Zukunft nördlich des bestehenden Fußballstadions eine
Fläche für das öffentliche, vereinsunabhängige Sporteln und somit der
Naherholung zur Verfügung zu stellen.
Zum Oberflächenwassermanagement lohnt ebenfalls ein Blick in den parallel
aufgelegenen Bebauungsplan. Dort wird festgelegt, dass prinzipiell Gründächer
auszuführen sind und dass zusätzlich dazu mindestens zoo/o der Bauplatzflächen
unbebaut bleiben müssen, was der Aufnahme des Wassers dient.

Elisabeth Gerstmaier, vom r4.oB.zoz3



Im Rahmen dieser Stellungnahme wird ebenfalls die Anordnung der drei
Umkehrplätze kritisiert. Wie bereits oben erwähnt dient die Schaffung eines
astartigen statt eines netzartigen Systems der Bevorzugung und Attraktivierung
der Fußwege gegenüber den Kfz-Wegen.
Zum Vorwurf des Errichtens von Wohnblöcken ist festzuhalten, dass der
Bebauungsplan aufgrund seiner Regularien (35olo Bebauungsdichte, 7m
höchstzulässige Bebauung) die Eruichtung voluminöser Wohnbauten gar nicht
zulässt. Die ,,Gfrei-Flächen" (Grünland-Freihaltefläche) werden wohl, solange sie
diese Widmung aufweisen, v.a. landwirtschaftlich genutzt werden.

2. EMPFEHLUNGZURBESCHLUSSFASSUNG

Zu Anderungspunkt r

Zu Anderungspunkte z, ?,

Es wird empfohlen, die Anderungspunkte 2, 3 wie in der öffentlichen
Auflage zu beschließen.
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Es wird empfohlen, den Anderungspunkt t wie in der öffentlichen Auflage
zu beschließen:
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Anmerkung zu Anderungspunkt 2: Das Grundstück soll befristet auf TJahre
(z5.og.zo3o) mit der Nachfolgendwidmung Grünland-Freihaltefläche für
betriebliche Entwicklung (Gfrei-B) gewidmet werden.
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Ich hoffe, Ihnen mit meinen Ausführungen gedient zu haben
und verbleibe
mit freundlichen Grüßen

DI Herfrid Schedlmayer
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0 VORBEMERKUNGEN

Die Unterlagen z;rJr Abänderung des Bebauungsplanes der Stadtgemeinde
Traismauer sind in der Zeit vom o3.o7.2c23 bis r4.o8 .2023 im Bauamt während
der Amtsstunden öffentlich unter der Planzahl 2689 aufgelegt gewesen.
Während dieser Auflagefrist sind zwei Stellungnahmen abgegeben worden.

Unter Punkt 1 werden Empfehlungen an den Gemeinderat abgegeben, wie diese
Stellungnahmen aufgrund der rechtlichen und fachlichen Vorschriften des NÖ-
Raumordnungsgesetzesbzw. der Nö Bauordnung zu behandeln sind. Parallel zur
Anderung des Bebauungsplanes lagen auch korrespondierende Anderungen des
Flächenwidmungsplanes auf. Die Stellungnahmen werden im Schreiben zur
Beschlussempfehlung des Flächenwidmungsplanes behandelt. Da allerdings
inhaltlich nicht immer exakt zwischen Inhalten des Flächenwidmungs- und des

Bebauungsplanes abgegrenzt werden kann, wird nachfolgend die Beantwortung
dieser beiden Stellungnahmen noch einmal durchgeführt.
Neben den Stellungnahmen iangte ein Schreiben der Behörde (Abt. Bau- und
Raumordnungsrecht) ein, in welchem diese die Anderung der Regelung der
Bestimmungen betreffend der höchstzulässigen Gebäudehöhe (7m*) urgierte. In
der Beschlussempfehlung wird darauf noch eingegangen. Außerdem wird
gegenüber dem ausgelegten Entwurf die Verordnung im Wortlaut geringfügige
geändert, was dem besseren Verständnis dient (siehe ebenfalls unten).

1. DIE STELLUNGNAHMEN IM EINZELNEN

StR Veronika Haas, vom rr.o8.zoz3
Die Stellungnahme befasst sich mit dem Anderungspunkt I (,,Erweiterung
Mitterndorf").
Zur Darstellung der geplanten Objekte: Im Rahmen der öffentlichen Auflage
eines Flächenwidmungsplanes ist eine derartige Darstellung nicht verpflichtend
vorgesehen. Außerdem kann die Flächenwidmungsplanung eine solche ja auch
nicht vorgeben. Anhand der Darstellung im Bebauungsplan, der parallel dazu
auflag, kann man allerdings schon die Anordnung erahnen.
Die Erwähnung von 1oo Wohneinheiten konnte der Verfasser dieser
Beschlussempfehlung im Text des Planungsberichtes dieser FWP-Anderung nicht
finden. Vielmehr war von ca. 1oo Einwohnern die Rede.

Die Eryichtung von drei Umkehrplätzen war bewusst gewählt, weil damit
dieses neue Erweiterungsgebiet den Zielen der e5-Gemeinde Traismauer folgen
soII, v.a. dem Bevorzugen des nicht-motorisierten Verkehrs. Entwickelt man ein
netzartiges statt ein artartiges Straßensystem, werden i.d.R. die Straßen v.a.
vom Durchzugsverkehr geprägt.
Die Straßenbreite soII auch dant fungieren, die Baumgestaltung im
Straßenraum zu fördern. Eine einschlägige Bestimmung war bei Auflage schon
im Bebauungsplan vorgesehen. Die Detailplanung der Anordnung dieser Bäume
kann allerdings ein Flächenwidmungsplan nicht vorgeben.
Die Streichung des Verbindungsweges, der in der Natur bis dato noch nicht
ausgebildet ist, wird auf die Erreichbarkeit nur marginale Auswirkungen haben,
weil der Salzweg ohnehin die Erschließungsfunktion auf der Relation
Neubaugebiet und Stadtkern übernehmen kann.
Die Gemeinde plant in der Zukunft nördlich des bestehenden Fußballstadions
eine Fläche für das öffentliche, vereinsunabhängige Sporteln und somit der
Naherholung zur Verfügung zu stellen.



Zum Oberflächenwassermanagement lohnt ebenfalis ein Blick in den parallel
aufgelegenen Bebauungsplan. Dort wird festgelegt, dass prinzipiell Gründächer
auszuführen sind und dass zusätzlich dazu mindestens zoo/o der Bauplatzflächen
unbebaut bleiben müssen, was der Aufnahme des Wassers dient.

Elisabeth Gerstmaier. vom r4.oB.zoza
Im Rahmen dieser Stellungnahme wird ebenfalls die Anordnung der drei
Umkehrpiätze kritisiert. Wie bereits oben erwähnt dient die Schaffung eines
astartigen statt eines netzartigen Systems der Bevorzugung und Attraktivierung
der Fußwege gegenüber den Kfz-Wegen.
Zum Vorwurf des Errichtens von Wohnblöcken ist festzuhalten, dass der
Bebauungsplan aufgrund seiner Regularien (3;o/o Bebauungsdichte, 7m
höchstzulässige Bebauung) die Errichtung voluminöser Wohnbauten gar nicht
zulässt. Die ,,Gfrei-Flächen" (Grünland-Freihaltefläche) werden wohl, solange
sie diese Widmung aufweisen, v.a. Iandwirtschaftlich genutzt werden.

2. EMPFEHLUNG BESCHLUSSFASSUNG

Im Anschreiben der Behörde wird auf die in Traismauer sehr spezifische
Festlegung der ,,7m* höchstzulässigen Gebäudehöhe" mit skizzierter Zulässigkeit
von Geschoßen eingegangen und dabei erwähnt, dass eine derartige Festlegung
in Ermangelung einer Verordnungsermächtigung nicht zulässig sei. Die
Bestimmung stammt aus jener Zeit, in welcher gesetzlich die Anzahl der
zulässigen Obergeschoße noch nicht mit der Bauklasse in Verbindung gebracht
wurde. Trotzdem soll diese Formulierung abgeändert werden.

Die Pläne weisen aktuell folgende grafische und textliche Beschreibung auf, die
v.a. für locker bebaute Wohngebiete gilt:
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7,0' '"Maximal 7 m Gebäudehohe, diese absolute Hohe darf nur mit untergeordnolon Bauteilen überschritten werden
'lEbenhlls überschritlen werden darf diese Höhe mit den ortsüblichen Dachformen Sattel-, Kruppel-, Walm-, Zeltdach

- dabei ledoch nur in derAusführung eines Hauptgeschosses (Hauptgeschoss mit Dachgesdoss)
'Anstatt des Dachgeschosses kann auch ein weiteres Hauptgesdros direK unter dem Däch enichiet werden,

sodass auct zwei Hauplgeschosse enidrtet werden konnen. Die Enidrtung arei€r Hauptgesdosse und eines
Dachgeschosses isl umulässig.

Die Darstellung soll abgeändert werden und keine Zeichnung einer
Geschoßdecke in der Mitte der Gebäude zeigen, weil eine solche Darstellung die
Zulässigkeit bzw. unzulässigkeit von Geschoßzahlen suggerieren könnte.
Außerdem soll der Wortlaut abgeändert werden.
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abzuändern:
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Maximal jm Gebäudehöhe, diese absolute Höhe darf nur mit
untergeordneten Bauteilen überschritten werden.
Ebenfalls überschritten werden darf diese Höhe mit den ortsüblichen
Dachformen Sattel-, Krüppel-, Walm-, Zeltdach nur dann' wenn es sich dabei
über kein ausgebautes Dachgeschoß handelt und/oder Staffelgeschoß
handelt.

Es wird empfohlen, die Änderungspunkte L, 2, 31 4 wie in der öffentlichen
Auflage zu beschließen.
Anmerkung: Die Kenntlichmachung der Anderung des
Flächenwid.mungsplanes beim Anderungspunkt 2' hat sich geringfügig

was keine des Beba darstellt.

Es wird empfohlen, den wortlaut der verordnung gegenüber der Auflage
abzuändern und aus Gründen des besseren Verständnisses das Wort ,,Der
Straßenraum" durch das Wort Verkehrsflächen" zu ersetzen.

Ich hoffe, Ihnen mit meinen Ausführungen gedient zu haben
und verbleibe
mit freundlichen Grüßen

DI Herfrid Schedlmayer



Kaiser Alexandra SElLAav
Von:
Gesendet:
An:
Betreff:

Riederer Thomas

Dienstag, 17. Oktober 202312:22
Kaiser Alexandra
WG: Fragen zum TOP 5 Freigabe der Aufschließungszone:

Dol Tor zum Herzen Niodoröslsrreichs.

Von: Riederer Thomas
Gesendet: Montag, 25. September 2023 11:08
An: BGM <buergermeister@traismauer.at>;'Christoph Grünstäudl'<c.gruenstaeudl@gmail.com>
Cc: Gregor Raderer <Raderer.Gregor@traismauer.at>
Betreff: AW: Fragen zum TOP 5 Freigabe der Aufschließungszone:

lng. Thomas Riederer
Stadtgemeinde Traismauer
+431278318651 DW23
mailto:stadtgemeinde@traismauer.at
www.traismauer.at Dor Tor zum Hereen Niedorötlerreichs.

Von: BG M <buergermeister@traismauer.at>
Gesendet: Montag, 25. September 202310:24
An: Riederer Thomas <Riederer.Thomas@traismauer.at>
Betreff: WG: Fragen zum TOP 5 Freigabe der Aufschließungszone:
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rHerbert Pfeffer
Bürgermeister der Stadtgemeinde Traismauer
A-3133 Traismauer, Wiener Straße 8
Sekretariat: +432783 8651 DW11
Mobil: +43 664 833 34 11

mailto: buerqermeister@traismauer.at
www.traismauer.at

Von: Christoph Grü nstäud I <c.gruenstaeudl @gmail.com>
Gesendet: Montag, 25. September 2023 10:10
An: BGM <buergermeister@traismauer.at>
Betreff: Fwd: Fragen zum TOP 5 Freigabe der Aufschließungszone
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Anfang der weitergeleiteten Nachricht:

Von: vroni.haas@gmx.at
Datum: 25. September 2023 um 08:50:1-3 MESZ

An: Grünstäudl Christoph <c.gruenstaeudl@gmail.com>

Betreff: Fragen zum TOP 5 Freigabe der Aufschließungszone:

Guten Morgenl

Einige Fragen wurden bereits im Stadtrat beantwortet, aber ich habe noch weitere. lch

ersuche

um die Beantwortung spätestens bei der GR-Sitzung.

1,. Gibt es eine Zustimmung vom Nö. Straßendienst zur Abbiegespur? Wird die Abbiegespur vor
Baubeginn errichtet?

Seitens des Planungsbüro Zeleny wurde bereits die Abbiegespur mit der Straßenbauabteilung und

dem Verkehrssachverständigen besprochen. Einreichprojekt wird gerade ausgearbeitet. Die Kosten

für die Abbiegespur wird vom Wohnbauträger übernommen.

Die Abbiegespur soll vor Baubeginn hergestellt werden.

Die Machbarkeit der Abbiegespur in die Neubaugasse wird derzeit geprüft. Kosten?

2. Wird die gesamte Fläche auf diesem Privatgrundstück der beiden

Wohnbaugenossenschaften GEBöS und WET freigegeben? Bei Teilfreigabe ist im Norden zu

beginnen...

Die gesamte Fläche wird freigegeben.

3. Es sind 4 Bauphasen angeführt. Wie ist der zeitliche Horizont der Bebauung?

lst noch nicht bekannt.

4. Wird eine Wohnsiedlungsstraße mit 6 m oder eine Aufschließungsstraße mit 8 m

vorgeschrieben? Da die Skizze keine Bemaßung aufweist, kann dies schwer eruiert werden

Aktuell sind 6 Meter in der Bebauungsstudie eingetragen.

5. Die schlingenförmige Anordnung der Straße durch das Wohngebiet mag

verkehrsberuhigend sein. Es ist jedoch anzunehmen, dass zumindest die 32 nördlichen
Wohneinheiten die Zufahrt über die Neubaugasse bevorzugen

werden. Sollte die

schlingenförmig geplante Straße durch das Aufschließungsgebiet so wie geplant ausgeführt

werden, sind bei den Richtungsänderungen unbedingt Abschrägungen vorzuschreiben.
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Sollte diese als Wohnstraße mit einer Fahrbahnbreite von 6 Metern errichtet werden, ist auf
dieser ein Halte- und Parkverbot anzuordnen.

Die Fahrbahn ist für einen Lastkraftwagen ausgelegt. (Die Brandverhütungsstelle prüft die
Fahrbahnbreite und Kurven für die Einsatzkräfte) Die Fahrbahn ist nicht als Parkfläche gedacht

6. Werden Zustelldienste neben der Müllabfuhr erlaubt oder gilt allgemeines Fahrverbot auf
diesem Privatgrundstück?

lst vom Wohnbauträger zu definieren.

7. Wie hoch ist die Anzahl der Stellplätze inkl. der Tiefgaragenplätze?

Gemäß Bebauungsplanverordnung 2 Stellplätze pro Wohneinheit. Gemäß Konzept sollten daher für
134 Wohneinheiten 268 Stellplätze errichtet werden.

8. Falls die Baustellenzufahrt für den 1. Bauabschnitt über den nördlichen Güterweg
erfolgt, tragen die zusätzlichen Erhaltungskosten laut 5 16 des Nö Straßengesetzes

die Wohnbauträger? Wird eine Beweissicherung durchgeführt und die Erhaltung mit
den Wohnba uträgern vereinbart?

Die Baustraße (Gemeindestraße) - Verlängerung der Schulstraße - wird durch die Gemeinde
erfolgen.

9. Wurde das Wohnbauprojekt verkehrstechnisch beurteilt?

Da zumindest für den nördlichen Teil der Wohneinheiten eine Zufahrt über die Neubaugasse

bevorzugt werden wird, ist durch diese Erhöhung derVerkehrsfrequenz unbedingt eine

Abbiegespur in die Neubaugasse zu errichten. Oder, wäre es alternativ nicht sinnvoll, dass

zusätzlich zur geplanten Abbiegespur westlich eine Begleitstraße errichtet wird?

lmmerhin sind 134 Wohneinheiten geplant, die eine Erhöhung des Einwohner- und

Besucherverkehrs mit sich bringen.

lm Zuge der Einreichung wird eine verkehrstechnische Beurteilung erfolgen.

10. Das Wohnbauprojekt soll an eine öffentliche Wasserversorgung angeschlossen werden. Gibt
es schon eine Zustimmung der Gemeinde Sitzenberg/Reidling bzw. wird diese vor Baubeginn

errichtet? lst die vorhandene Kapazität zur Wasserversorgung ausreichend?

Kapazität ist vorhanden. Grundsätzliche Zustimmung der Gemeinde Sitzenberg-Reidling gibt
es. Weitere Gespräche betreffend der Machbarkeit erfolgen noch.

1l-. Muss ein zusätzliches Pumpwerk für den Kanal errichtet werden? Wer trägt die Kosten für
die Errichtung?

Die Abwässer können über das bestehende Kanalnetz abgeleitet werden

3



Vielen Dank, mit lieben Grüßen, Vroni

4


